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Historischer
Schlamm
Der Wahlkampf kommt auf Touren.
Helmut Kohl erklärt
führende Sozialdemokraten zu
Honecker-Komplizen.

ie Witwe war gewarnt.Wenn sie
Herbert Wehnerweiter alsSED-DHandlanger zu demontierenversu-

che, werde das mit der „völligen De-
montage“Willy Brandtsenden,schrieb
der frühere SPD-VorständlerErhard
Eppler im Januar an dieBrandt-Witwe
Brigitte Seebacher.
Gesprächspartner Rau, Honecker (1985 in Ost-Berlin): Streit entschieden
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Geht schon los. Auf der Woge de
von ihr ausgelöstenWehner-Brandt-De
batte schwamm vergangeneWoche die
IllustrierteFocusmit – Titelzeile: „Willy
Brandtstürzteüberseine Sex-Affären“

Ein von Focuszitiertes „streng gehei
mes Papier“ war soneu, daß derInhalt
seit Jahrenschon in zeithistorischen Bü
chern steht;SPIEGEL-Leserwarenseit
1974informiert.

Die Zwielichtstorysüber Brandt und
über seinen langjährigen Parteifein
Herbert Wehnergehören zu einerseit
Wochen laufenden Kampagne aus d
historischen Kolportagemilieu, die na
Einschätzung derZeit und andererBlät-
ter eine „Schlammschlacht“ im Supe
wahljahr 1994 signalisiert – gegenalle,
die sich mitSED-Größeneinließen. Auf
Urheberschaft und Tendenzließ schon
der Umstandschließen, daß zunäch
nur Sozialdemokraten getroffenwur-
den:
i SPD-Chef Rudolf Scharping,behaup-

tete dieWelt am Sonntag(WamS), ha-
be sich1987 für die „Realisierung de
GeraerForderungen“ von SED-Che
Erich Honecker ausgesprochen, z
denen die Anerkennung derDDR-
Staatsbürgerschaft gehörthabe.

i SPD-Vize Oskar Lafontaine und
Scharping-Vorgänger BjörnEngholm
hätten sich, ebenfalls 1987, mit
„Zusagen“ an die SED-Führungein-
gelassen, so dieWamS– Lafontaine
durch die „,absoluteAnerkennung‘
deutscher Zweistaatlichkeit“; Eng
holm „mit allem Nachdruck für die
Respektierung der Staatsbürgersch
der DDR “.

i Der frühere BremerSPD-Landesge
schäftsführerWilli Lemke, 47, jetzt
Manager beim deutschenFußballmei-
sterWerder Bremen,wurde vomfrü-
heren HamburgerVerfassungsschutz
chef Hans JosefHorchem,langjähri-
ger Sicherheitsberater des AxelSprin-
ger Verlags, wegen einstigerKGB-
Kontakte denunziert;Lemke-Schlag
zeile von SpringersBild: „Ich war
KGB-Spion“. Die Bremer CDUver-
langt weitere Ermittlungen, obwohl
Lemke,damals 23,sogleich denVer-
fassungsschutz eingeschaltethatte.

i Der Düsseldorfer Ministerpräside
JohannesRau,SPD-Kandidat für da
Amt des Bundespräsidenten, wur
vom Berliner ARD-Magazin „Kon-
traste“ beschuldigt, sich Wahlhilfe
vom SED-Regimeverschafft zu ha
ben. Sein Unterhändler Egon Bah
hatte 1986 eine Einreisekontrolle fü
Asylanten erreicht, dieüberOst-Ber-
lin in die Bundesrepublikkamen. Der
damalige SPD-Kanzlerkandidat Ra
habedafür zugesagt, so „Kontraste“,
im Falle eines Wahlsiegs „voll die
Land. InseinerStandardrede, die er vo
Auftritt zu Auftritt nur leicht variiert,
tauchen dieSchlüsselworteimmer wieder
auf: dreimal „Umsteuern“, viermal
„Reform“, elfmal „Zukunft“.

Nur Konzeptegegen all die Widrigkei
ten der Gegenwart hat ernicht zubieten.
Umdenken, aber inwelche Richtung?
Erneuern, aberwas? Sparen –wieviel
noch? Aufschwung Ost, wann geht’s
dennlos?

So genauwill Helmut Kohl sich nicht
festlegen, und so genauwill es hieroffen-
bar auch keinerwissen. DerKanzlerzielt
auf jeneLeute, welche die Verhältniss
im vereinten Deutschlandbekümmern
und die sich dennoch vor Reforme
fürchten.Schon dasBenennen derPro-
blemeverschafft vielenLinderung.

ZielsicherredetsichKohl in die politi-
scheMitte hinein. „Ichwill keinen autori-
tärenStaat“,sagt er undmarkiert damit
die Grenzerechts außen. DieBefesti-
gung am linken Rand folgt sofort:
„Aber“, sagt er, „ichwill einen Staat mi
Autorität.“

An den Schulen undUniversitäten
wünscht ersich wieder mehr Leistung,
das Land braucheeine Elite. „Aber“,
schiebt der SozialpolitikerKohl gleich
hinterher, „ichwill nicht zurück zu den al
ten Verhältnissen.“

In einerZeit, in deralles sichstürmisch
verändert,erzeugt der Koloß mit denver-
witterten Gesichtszügen und der uneit
Biederkeit beivielen ein heimeliges Ge
fühl. „Ich hab’ halt das Altmodische a
mir“, sagt er gern. Viele Zuhörer, so
scheint es, sind ihmdankbar dafür.

Auf seinen Optimismuskönnen sich
die Anhängerverlassen.Hinter denPro-
blemgebirgen, die der Kanzler skizzie
ist die blühendeEbeneimmer schon in
Sicht.

Selbst denNiedergang in Ostdeutsch
land, das größte Desaster derKohlschen
Einheitspolitik,will er nicht alsFehler ak-
zeptieren. Die „blühendenLandschaf-
ten“, die er den Ostdeutschen bei derletz-
ten Wahl versprach, werdenkommen,
verspricht er diesmal wieder: „Ichhabe
mich im Zeitmaßgeirrt.“

„Wir bauen blühendeLandschaften“
ruft er trotzig insMikrofon, mit einer Er-
regung, die durch Echtheitverblüfft.
Und wennalles zweiJahrzehnte späte
wahrwird – „was ist das schon vor der G
schichte?“

Die Zuhörer in Hannoversind begei-
stert. Diese Unbeugsamkeit,diese
Kampfeslust, dieser Kohl strahlt einefast
brutale Zuversicht aus.

Die Zustimmung trägt den Kanzler d
von. Von Problemenwill er jetzt nichts
mehr wissen, diesatteSelbstzufrieden
heit hat ihn wieder. Und während d
Langenhagener Flughafenorchester
Tuba und Trompetegreift, entläßt Kohl
seinPublikum mit demerhabenenSatz:
„DiesesLand istwunderschön.“ Y



Im Hinterhof der Geschichte – Schatzsucher Kohl: „Füüündig“ Süddeutsche Zeitung
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Staatsbürgerschaft de
DDR respektieren“ zu
wollen.
Helmut Kohl nutzte die

Zitate aus SED-Akten
zu Frontalangriffen gege
Rau, dessen hohes Ans
hen er bei der Präsidente
wahl im Mai fürchtet. Die
Herabsetzung des Manne
der sich unberechtigt als
„Kandidat der deutsche
Einheit“ (Kohl) empfehle,
war sorgfältig formuliert –
der Kanzlerwußte, was e
tat.

Zunächst erklärte er i
einem Fernsehgespräch b
Sat 1 – ohne Namen z
nennen –,jetzt werde deut-
lich, „wie viele geistig
übergelaufen waren“, wi
viele „um tagespolitische
Vorteile willen die großar-
tige Idee deseinen Vater-
landes verraten haben
und bereit waren, di
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„Bis zuletzt gab es
Angst vor einer

chinesischen Lösung“
DDR-Staatsbürgerschaft anzuerke
nen. Erst dann redeteKohl gewunden
über Rau, von dem er „keine Äuße-
rung“ kenne, mit der Rau „dagegen
massiv Stellunggenommen hat“, da
„wir die Staatsbürgerschaft nicht aufte
len“.

Im Springer-Blatt WamS wurde die
indirekte DiffamierungRausfortgesetzt
– Überschrift: „Kanzler Kohl: SPD ha
sich andeutscher Einheitversündigt“.

Weder Kohl noch die Springer-Zei
tung beschuldigten den Sozialdemok
ten ausdrücklich, erhabe denEinheits-
gedanken aufgegeben und dieDDR-
Staatsbürgerschaftanerkennenwollen.
Genau dashatte er auch nicht getan.
Aber sieerwecktenzielgerecht denEin-
druck. Die „Kontraste“-Sendung ver
schärfte die Zielrichtung gegenRau,
denn sieverschwieg denVermerk, daß
Bahr „im Auftrag von W. Brandt“ mit
Honeckersprach.

Zugleich begann Kohl mit hallende
Vorwürfen gegen Rau und die Chefs d
übrigen SPD-geführten Bundesländ
weil sie seit 1988 dieFinanzierung de
ZentralenErfassungsstelle der Lande
justizverwaltungen für DDR-Verbre-
chen inSalzgitter eingestellthatten. Der
Hinweis auf dieBehördewirkt plakativ,
weil darüberausnahmsweise Christ- un
Sozialdemokraten deutlich unterschie
licher Meinungwaren.

Rau, soKohl am vorigenDonnerstag
im ZDF, habe „mit Unterstützungsei-
ner Partei“ ein „wichtiges Prinzip der
Menschlichkeit, des Miteinandersauf-
gegeben, mankann auch sagen verra
ten“. Die SPD hatte die befürworte
Schließung derBehördedamals für ein
Stück Realpolitik gehalten, weil sie
nicht mit der baldigen Wiederverein
gung rechnete. DiejuristischeAusbeu-
te, bilanzierte der Amtsleiter1986, sei
„gleich Null“.

Die CDU hielt, zu Kohls heutigem
Ergötzen, anSalzgitter fest. Vor dem
bayerischen Untersuchungsausschuß
Schalck-Golodkowski-Affäre stelltesich
kürzlich jedochheraus, daßKohls frü-
herer Kanzleramtsminister Philipp Jen
ninger der DDR die Abschaffung de
Erfassungsstelle in Aussicht gestellthat-
te. Vorkommnisse im Grenzbereic
sollten danach von regionalen Staatsa
waltschaftenübernommen werden.

Im Gegenzug,sagte derZürcherBan-
kier Holger Bahl aus,habe Bonn die
DDR zu menschlichenErleichterungen
etwa im Reiseverkehr bewegen wolle
Der Vorschlag, 1984 von Jenninger-
Vertrauensmann Bahlüber Volkskam-
merpräsident HorstSindermann an Ho
necker herangespielt, sei bis zuHonek-
kers Bonn-Besuch1987sondiert worden
und schließlich „aneiner Reiheungelö-
ster Probleme“gescheitert – so der Os
Berliner WirtschaftsprofessorJürgen
Nitz, ein VertrauterSindermanns.

Kohl habe „Honecker den rotenTep-
pich ausgerollt“,währendSalzgitter regi-
striere,„welcheVerbrechen er begange
hat“, kritisierte Lafontaine. Vorwürfe
wegen dieser „Doppelzüngigkeit“, s
Hamburgs Bürgermeister Henning V
scherau, waren Kohlstetsunangenehm

Er fürchtet sie auch jetzt –alsRevanche
für seineWahlrüpeleien. Deshalb bau
r

er mit der Behauptung vor, er habe b
HoneckersStaatsbesuch „nichtsanderes
gesagt als sonstauch“. Nach Ansicht de
SPD war das zu wenig. DieOpposition
machteseinerzeit eine Liste der im Kom
muniqué fehlenden Forderungen au
von Berlin-Erleichterungen bis zur Frag
des Schießbefehls.

Ungläubig verfolgenmancheSozialde-
mokraten nun,welche Art Wahlkampf
ihnen der Kanzler da, imJahrvier nach
der Vereinigung,aufzwingenwill. Die
Aufdeckung angeblicherAbsprachen
zwischen SPD und SED zurendgültigen
Spaltung Deutschlands stehtdiese Wo-
che auch auf der Tagesordnung desCDU-
Parteitags inHamburg.

„Es muß Verzweiflungsein, daß erkei-
ne anderen Themen hat“, wundertsich
der Ost-Berliner Bundestagsabgeord
te Markus Meckelüber Kohl. „Dassind
doch Sachen, die mansich sonst für
Ostern und dieSommerpause aufhebt
spottetScharpingsMainzer Staatskanz
leichef Karl-Heinz Klär.

Für Eppler aber ist „das Ganzeinfam
und ungeheuergefährlich“,weil es die al-
te These derRechtenwiederbelebe, die
SPD sei im Gegensatz zurUnion letztlich
auf die „Westpolitik der Kommunisten
hereingefallen.

Dabei hatKanzler Kohl wie kein ande
rer Politiker von der OstpolitikBrandts
und Bahrs profitiert. Jetztwill er dieSozi-
aldemokraten mit AusnahmeWilly
Brandts, mit dem ersich amEnde gutver-
stand,wieder zu vaterlandslosen Ges
len stempeln, umseine auseinanderla
fende Gefolgschaft, vorallem auch in
Ostdeutschland, zusammenzutromme

Wahlkämpfer Kohl operiert in eine
Grauzone derdeutsch-deutschen G
schichte.Denn Ostpolitik war von An-
23DER SPIEGEL 8/1994



Deutsch-deutscher Grenzverkehr*: Grauzone der Geschichte

Staatsbesucher Honecker, Gastgeber Kohl (1987): „Angenehm überrascht“
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fang an ein doppelbödigesSpiel mit
Hintergedanken und Formelkompr
missen. Das „Schlüsselzitat“ fürBahr,
den Erfinder des „Wandels durchAnnä-
herung“, wareinst dasKennedy-Wort:
„Wir müssen den Status quoanerken-
nen, um ihn ändern zu können.“ D
Grundvertrag, diestaatsrechtliche Brük
ke zwischenWest- undOstdeutschland
stellte Einigkeitüber Unvereinbares he
– „unbeschadet der unterschiedlich
Auffassungen“ etwa „zur nationale
Frage“.

Die Frage, ob es eine deutsche Nat
oder derenzwei gebe,blieb im Streit bis
zum Mauerfall. Die DDR-Staatsbürge
schaft respektierte der Westen –DDR-
Bürgern wurde etwa beim Aufenthalt
der Bundesrepublik kein westdeutsch
Paß aufgezwungen.Aber sie wurde
nicht, wie vonHonecker gefordert,völ-
kerrechtlichanerkannt –schon aus ver
fassungsrechtlichenGründennicht.

Daran ändertenauch schöne Besu
chersprüche beiHonecker von voller
oder absoluter Respektierungnichts,
die Kohl-Helfer nun als Fast-Anerken
nung interpretieren möchten. Sie kon
ten nur das Klima für freundlicheFotos
mit Honeckerverbessern, die bei SPD
wie bei Unionspolitikern wegen des d
mit verbundenenPrestigesbald begehr
waren. „Honecker wußte, daß ersich
dafür nichtskaufen konnte“, soBahr.

Manche DDR-Reisengerieten jedoch
ins Zwielicht,weil die Besuchersich mit
Honecker allzu „kameradschaftlich
einließen, wie erselbst bezeugte. E
gab, wie Ex-Parteichef Hans-Joch
Vogel moniert, „Dinge, die vonPein-
lichkeit schon damals nicht freiwaren“.

In der SPD ist bis heute umstritte
ob ein stärkerer Kontakt zu denostdeut-
schen Oppositionellengebotengewesen
wäre oder nicht: Auch er habe „nicht

* 1981 am Grenzübergang Herleshausen.
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immer dassichereGefühl gehabt, da
Richtige zu tun“,erinnertsich derBun-
destagsabgeordneteGert Weisskirchen
der ständigKontakt zurDissidentensze
ne hielt,denn „auch beidenen gab es b
zuletztAngst vor einer brutalen Reakt
on, einerchinesischen Lösung“.Aber,
so Weisskirchen, „ichhabe eseinfach
mit denen gehalten, diegelittenhaben“.

Bahr räumteinerseitsein, die Kraft
des gesellschaftlichenWandels unter
schätzt zuhaben: „DiePolitik hat die Si-
cherheitsfrageüberholt.“ Andererseit
hätten von Moskau bisOst-Berlin zu-
nächst die Einflüsse „sozialdemokra
scher ostpolitischer Strategieelementa-
rer gewirkt“ als dieOppositionskräfte
die sichdann aber „mit Mut und mit ho
hem Risiko entfaltenkonnten“.

Als Michail Gorbatschow1986erklär-
te, „wir brauchen Demokratie wie d
Luft zum Atmen“, war für Bahr, wie er
Brandt vortrug, alles klar: „Der große
Streit ist entschieden.“Brandt legte den
Zeigefinger auf dieLippen: „Psst.Nicht
laut sagen – wirwollen es ihm nichtnoch
schwerermachen, als er esschonhat.“

Der politischeEinfluß der Westpar
teien,bestätigt Historiker Jochen Staa
vom Berliner ForschungsverbundSED-
Staat, sei bei ihrenKontakten mit der
DDR stärker gewesen alsumgekehrt.
Deshalbsind auch dieWamS-Angriffe
auf Lafontaine und Engholmallzu
durchsichtig.

Komplizierter ist derFall Scharping
Hier bestätigt sich, wovor seinpenibler
Vorgänger Hans-JochenVogel stets ge
warnt hatte. Wer überseine Ost-Besu
che „sorgfältigeAufzeichnungengefer-
tigt“ habe, soVogel, tuesich jetzt „mit
dem, was inparallelen SED-Papieren
aufgeschrieben ist, ein bißchen leich
als diejenigen, die allein aufGott ver-
traut haben“.

Vom Besuch des damaligen Mainz
SPD-Chefs Scharping miteiner Partei-
delegation in Ost-Berlingibt es nur ei-
nen SED-Vermerk, den einStellvertre-
ter des doktrinären ZK-Funktionä
Gunter Rettnerangefertigt hatte. Ox-
ford-Historiker Timothy Garton Ash
fand in Quellendieser Art „einegewisse
Tendenz, den Vorgesetzten zu sag
was sie hörenwollen“. Auch der Bonner
Historiker Heinrich Potthofferkannte
nach Auswertung zahlreicherSED-Ak-
ten, daßPapiere derzweiten Garnitur
„einen hohenGrad vonVerfälschungs
tendenzenaufweisen“ – im Gegensatz
zu erstrangigenProtokollen.

Scharping hatsich in Ost-Berlin, so
steht es auch imSED-Vermerk, für Be-
ziehungen zwischen Bundestag und
Volkskammer ausgesprochen. An d
Stichwort von den „Geraer Forderun-
gen“ kannsich keiner der Besucher e
innern, auchnicht das anwesende ZK
Mitglied Manfred Uschner.Über den
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Gera-Katalog von1980hatte Honecke
aufgehört zureden,nachdem Bahr ihm
vorgehaltenhatte, daß diedarin enthal-
tenenvier Punkteteilweise verfassungs
rechtlich unerfüllbarwaren.

Scharping hat ineinemBrief an Kohl
die Bezichtigungen gegenführende So
zialdemokraten zurückgewiesen un
den Kanzler ansein Wort vor der En-
quete-Kommission zur Geschichte d
SED-Diktatur erinnert, dieDDR-Ak-
ten dürftennicht „heute dieganze At-
mosphärevergiften“.

Doch gerade dieEnquete-Kommissi
on dient Kohl heute als Instrument fü
seine Verdächtigungen. Zum Jahre
wechselwurde die frühereBundesmini-
sterinDorotheeWilms vom neuenUni-
ons-ObmannHartmut Koschyk, 34, ab
gelöst, einem militanten CSU-Weh
und Vertriebenenpolitiker. Seitde
herrschtdort einaggressivesKlima.
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Kohls Kampagne
ist ein

riskantes Spiel
Die Unionsleute, voran Kohl,haben
begriffen, daß im SED-Parteiarchiv je
Menge Materialüber Kontakte mit de
SPD lagern. Dagegen hatBonn die
DDR-Regierungsakten, darunter die f
die deutsch-deutschen Beziehung
wichtigen Papiere des Außenamts, f
30 Jahre unterVerschlußgenommen.

Kohls Kampagne ist ein riskantes
Spiel. Denn Spuren seinerDDR-Politik
sind auch in denSED-Akten zufinden.
Sie unterscheidensich nicht prinzipiell
von der vorausgegangenenBonner Li-
nie. Die Wertung des BritenGarton
Ash: „Akzeptanz der Grundsätzesozial-
liberaler Ostpolitik“.

Das hatteschon in Kohls Oppositions
zeit begonnen. Sokündigte CDU-Präsi
de Walther Leisler Kiep, damals ein
Vertrauensmann von Kohl, Mitte de
siebziger Jahre der SED-Führung a
„die DDR würde angenehm überrasc
sein, wie vernünftig eineCDU-Regie-
rung Politik machen würde“. Kiep war
bei einem Ost-Berliner Emissär, la
SED-Akten, für Kohls „Haltung zur
Entspannung“ undbat, „sich vonWahl-
kampfparolennichtbeeindrucken zulas-
sen“.

Genauso kam es dann auch. „Siespre-
chen hier mit einemMann“, versprach
Bundeskanzler KohlEnde1983Honek-
ker am Telefon, „dernichts unterneh-
men wird, um Sie in eine unguteLage,
ich will es nicht näher interpretieren, i
eine ungute Lage zu bringen.“ So jede
falls steht es in einer SED-Mitschrift.

In der BonnerAufzeichnung des Ge
sprächs,erklärte das Kanzleramt,fehle
dieser Satz – ein Indiz für denWert nicht
nur von Ostakten. Y
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